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Verfaſſungs⸗Urkunde .

ſern Unterthanen gegebene Zuſicherung auf die Art und

Weiſe in Erfullung zu ſetzen , wie ſie Unſrer innern freyen

und feſten Ueberzeugung entſpricht .

—

d ) Von dem aufrichtigſten Wunſche Surdon „ die

Bande des Vertrauens zwiſchen Uns und Unſerm Volke

~
immer fefer zu knͤuͤpfen , und auf Dem Wege , den Bir

R
E

hierdurch bahnen , alle Unſre StaatsEinrichtungen zu

a eeiner hoͤhern Vollkommenheit zu bringen, haben Wir

k E nachſtehende Verfaſſi ungs Urkundegegeben, und verſpre⸗
E

chen feyerlich får Uns und Unſre Nachfolger ſie treulich
und gewiſſenhaft zu halten und halten zu sa en :

ei b

Sandun
Großherzogthum und der Regie

o o rung im Allgemeinen .

$ i Das Großherzogthum bildet einen Beſtandtheil
des deutſchen Bundes ,

§. 2 . Alle organiſchen Beſchlüſſe der Bundes Verſamm⸗

lung , welche die verfaſſungsmaͤßigen Verhaͤltniſſe

E
a

Deutſchlands oder die Verhaͤltniſſe deutſcher Saats⸗

a Buͤrger im Allgemeinen betreffen, machen einen |
; Theil desBadiſchen Staatsrechts aus , und werden

8 fur hlle Elaſſen von Hudesangebötigen verbindlich ,

Eo nachdem ſie von dem Staats Oberhaupt verkundet

` = worden find ,
SSN

i

a

Ż
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Verfaſſungs⸗Urtunde⸗ 3

§. 3 . Das Großherzogthum iſt untheilbar und unver⸗

außerlich in allen ſeinen Theilen .

Én §. 4 . Die Regierung des Landes iſt erblich in der Groß⸗

herzoglichen Familie nach den Beſtimmungen der

Deklaration vom 4 . Oltober 1817; die als

Grundlage des Hausgeſetzes einen we⸗

fentlichen Beſtandtheil der Verfaſſung bilden und

als woͤrtlich in gegenwaͤrtiger Urkunde aufgenom⸗

:
men betrachtet werden ſoll .

§. 5. Der Großherzog vereinigt in Sich alle Rechte

der StaatsGewalt , und abt fie unter ’ den in dieſer
Verfaſſ ungs Urkunde feſtgeſetzten Beſtimmungen aus.

|
Seine Perſon iſt heilig und unverletzlich.

der unb beſondere fiehe⸗
rungen .

ſung.

o ao nii

§. 6 . Das Großherzogthum hat eine AaVerfaſ⸗

Staatsbürgerliche und politiſehe Rechte
:

| §. 7. DieCo Rechte der Badener ſind

gleidh in jeder, Hinſicht , wo die Vufaſſungnicht

namentlich und usvridtlig eine Ausnahme be⸗

grindet , 2e

;
: A 2



Verfaſſungs⸗ Urkunde .

Di e Großherzoglichen Staatsminiſter 8 ſaͤmmt⸗
liche Staats diener ſind fuͤr die genaue Befolgʒung

der Verfaſſung verantwortlich .
§. 8. Alle Badener tragen ohne unterſchied zu allen

oͤffentlichen Laſten bey . Alle Befreyungen von di⸗

recten oder indireclen Abgaben bleiben aufgehoben.
§. 9 . Alle Staats buͤrger von den dreychriſtlichen Con⸗

feſſionen haben zu allen Civil =, und MilitaͤrStellen
und Kirchen lemterngleicheAnſprüche.
Alle Ausländer, welchen Wir ein

Stacts Amt

conftriren, erhalten durch diefeVerleihung unmit⸗
telbar das Indigenat .

§. 10 . Unterſchied in der Geburt und der Religion

begruͤndet mit der fuͤrdie Standesherrlichen Fami⸗
lien durch die BundesActe gemachten Ausnahme ,

keine Ausnahme der Militaͤr Dienſtpflicht .
§ . 14 „Sir Die bereits fúr abloͤslich erklaͤrten Grund⸗

laſten und Dienſtpflichten und alle aus der aufge⸗
hobenen Leibeigenſchaft herruͤhrenden Abgaben ſoll

durch ein Geſetz ein
angemeſſener AbkaufsFuß re⸗

gulirt werden. 3 gs
§. 12 . Das Geſetz vom 14. Xuguft 183, bber die

WegzugsFreyheit, wird als ein beil
Verfaſſung angeſehen .

§. 13 . Eigenthum und perſoͤnliche Freyhelt der Bade⸗

ner ſtehen fuͤr alle auf gleicheWeiſe a dem

Soue der Berfeſſung.
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Verfaſſungs⸗Urkunde . ie

§. 14 . Die Gerichte find unabhaͤngig innerhalb ver

Graͤnzen ihrer Competenz .
Alle Erkenntniſſe in bürgerlichen Rechtsſachen

müſſen von den ordentlichen Gerichten ausgehen .
Der Großherzogliche Fiscus nimmt in allen aus

privatrechtlichenVerhältniſſen entſpringenden Strei⸗

tigkeiten Recht vor den LandesGerichten .

Niemand kann gezwungen werden , ſein Eigen⸗

thum zu öffentlichen Zwecken abzugeben , als nach
Berathung und Entſcheidung des StaatsMiniſte⸗

riums , und nach vorgaͤngiger Entſchaͤdigung .
§. 15 . Niemand darf in Criminal Sachenſeinem or⸗

dentlichen Richter entzogen werden .

Niemand kann anders als in geſehlichet Form
verhaftet und laͤnger als zweymal 24 Stunden

im Gefaͤngniß feſtgehakten werden , ohne über den

Grund ſeiner Verhaftung vernommen zu ſeyn.
Der Großherzog kann erkannte Strafen mildern

oder gang nachlaſſen , aber nicht ſcharfen.
§. 16 . Alle VermöͤgensConfiscationen foten abgeſchafft

werden.
Die Preßfreyheit wird nah ben künftitigen Be -

ſtimmungen der egian
werden , 7

FS . 18. Seder Taiatini e ungeſtoͤr⸗

ten Gewiſſensfreyheit und in Anſehung der Art

ſeiner Gottesverehrung des gleichen Schutzes .



e Verfaſſungs⸗Urkunde .

§. 19 . Die politiſchen Rechte der drey chriſtlichen Re⸗

ligionstheile ſind gleich.
§. 20 . Das Kirchengut und die eigenthümlichen Guͤter

und Einkuͤnfte der Stiftungen , Unterrichts ⸗ und

Wohlthäͤtigkeitsanſtalten dürfen ihrem Zwecke Pyt
aa werden .

$. 21 . Die Dotationen der beyden Po a
und anderer hoͤherer Lehranſtalten , ſie moͤgen in ei⸗

genthuͤmlichen Guͤtern und Gefaͤllen , oder in Zu⸗

ſchüſſen aus der allgemeinen Srat
Gafe

beſtehen ,

ſollen ungeſchmaͤlertbleiben .

$. 22 . Jede , von Seite des Staats gegen feine Glaͤu⸗

biger F T Dar a unver⸗

letzlich.
Das Inſtitut derAmortiſationsCaffe wird in er

ner Verfaſſung aufrecht erhalten .

§. 23 . Die Verechtigungen , die durch das Edikt vom

23. April 1818 - den dem ’ Großherzogthum ange⸗

hoͤrigen ehemaligen Reicheſtänden und Mitgliedern
der vormaligen unmittelbaren Reichsitterſchaft

verliehen worden find. ý bilden einen Beſtandtheil
der Staats Verfaſſung.

§. 24 . Die Rechtsverhaͤltniſſe der Staatsdiener ſind
in der Urt , wie - fie das Gefeg vom heutigen feſt⸗

geſtellt dat, durch die Verfaſſung gorp
à

A



Verfaſſungs⸗Urkunde . o y,

§. 25 . Die Inſtitute der weltlichen und geiſtlichen
WittwenCaſſe und der Brandverſicherung ſollen in,

ihrer bisherigen Verfaſſung fortbeſtehen , und un⸗

ter denSchutz der Verfaſſung geſtellt ſeyn .

ae i

Ständeverſammlung . Rechte und Pflich⸗

ten der Staͤnde⸗Glieder .

F . 26 . Die Landſtände ſind in zwey Kammern abgetheilt.

§. 27 . Die erfte Kammet befteht >
;

;

1 ) aug ben Prinzen des Großherzoglichen
Hauſes ,

2) aus den Haͤuptern der Standesherrliche
Familien ,

`

3) aus dem Landesbiſchoff dh Ginem vom

Grosherzog Lebenslaͤnglich ernannten

„ proteſtantiſchen Geiſtlichen mit dem

A ; Range eines Praͤlaten ,
A

p aus Acht Abgeordneten des Grundherrli⸗
5

~- hen Adels ,
ae A

5 ) aus Zwey Abgeordneten der Uni⸗

verſitäten,
6) aus den vom Großherdos⸗ obneRückſicht

auf Stand und Geburt , zu Mitgliedern

dieſer Kammer ernannten Perſonen .

F {
A iiaa



8 Verfaſſungs⸗Urkunde .

8. 29. Die eiga des Hauſes und die Standesher⸗
ren treten , nach erlangter Volljaͤhrigkeit , in die

Stoͤndeverſammlung ein . Won denjenigen Standes -

- herrlichen Familien, die in mehrere Zweige ſich thei⸗

len , iſt das Haupt eines jeden FamilienZweigs ,

der im Beſitz einer Standesherrſchaft ſich befindet ,

Mitglied der Erſten Kammer .

Waͤhrend der Minderjaͤhrigkeit des Beſitzers einer

Standesherrſchaft ruhet deſſen Stimme .

Die Haͤupter der adelichen Familien, welchen der

Großherzog eine Wirde des hohen Adels verleihet ,

treten , gleich den Standesherren, als erbliche Land⸗

ſtaͤnde in die Erſte Kammer . Sie muſſen aber ein

nach dem Rechte der Erſtgeburt und der Lineal⸗

Erbfolge erbliches Stamm⸗ und Lehngut beſitzen ,

pag in ver Grund : und Gefållfteuer , nach Abzug

des LaſtenLapitals, wenigſtens zu 300,00 Gulden
7

agngeſchlagen iſt .
i

x

e
ž

§. 29 . Bey der Wahl der Grundherrlichen Abgeord⸗
neten find ſämmtliche adeliche Beſitzer von Grund - 1

:$
SNherrſchaften, die Dag .21fte. Lebensjahrzurüuͤckgelegt

und im Lande ihren Wohnſitz haben , ſtimmfaͤhig .

Wählbar ſind alle ſtimmfaͤhige Grundherren , die

das abſte Lebensjahr zurückgelegt haben. Jede

Wahl gilt fuͤr Acht Jahre, Alle vier Jahre tritt

die Haͤlfte der GrundherrlichenDeputirten aus.
f
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Adelichen Guͤterbeſitzern kann dr a
die Stimmfähigkeit und Waͤhlbarkeit bey der Grundz

herrenwahl beylegen , wenn ſie ein Stamm⸗

Lehngut beſitzen , das in der Grund⸗ und Gefaͤll⸗

Steuer , nach Abzug des LaſtenCapitals, wenigſtens
auf 60,000 Gulden angeſchlagen iſt , und nach dem

Rechte ber Erſtgeburt nach der
Pineal Erbfolge v

ver⸗

erbt wird .

§: 30 . In Ermangelung des Landesbiſcheff tritt der

Bisthumsverweſer in die Staͤndeverſammlung .

§. 31 . Jede der beyden LandesUnioerſitaͤten waͤhlt ih⸗

ren Abgeordneten auf Vier Jahre aus der Mitte

der Profeſſoren oder aus der Zahl der Gelehrten oder

2i

6 —

Staatediener des Landes nath Willkühr . Nur die

ordentlichen Profeſſoren ſind ſtimmfaͤhig.
§. 32. Die Zahl der vom Großherzog ernannten Mit⸗

gilieder der Erſten Kammer aai — Per⸗

ſonen uberſteigen. f
i

: >

8 33, Die Zweyte Kammer beſteht aus 63 Trainin:
ten der Staͤdte und Aemter nach der dieſer Verfaſ⸗

ſungsUrkunde angehaͤngtenVertheilungsliſte .

§. 34 . Dieſe Abgeordneten werden von erwaͤhlten
Wahlmaͤnnern erwäͤhlt.

F . 35 . We wirkliches Mitglied der Erſten Rammer

i : oder bey derWahlder Grundherrenſtimmfaͤhig oder

waͤhlbar it kann weber bey Ernennung der

;

p

ppi
ia 2mam
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Wahlmänner ein Stimmrecht ausuͤben , noch als

Wahlmann oder Abgeordneter der Staͤdte
und Aem⸗

ter gewànt werden .
p

§. 36 . Alle übrigen Staatsbürger , die das 25ſte Le⸗

bensjahr zuruͤckgelegt haben , im Wahldiſtrikt alg
Buͤrger angeſeſſen ſind , oder ein oͤffentliches u mm
bekleiden , ſind bey der Wahl der Wahlmaͤnner

ktimmfähig und waͤhlbar .

§. 37. Zum Abgeordneten kann aiant Rm ohne

Rückſicht auf Wohnort, jeder durch den §. 35 . niht

a ausgeſcloſſeneStaatsbuͤrger, der

1) einer der drey Confeſſionen an⸗

gehoͤrt,

2) das Zoſte Lebensjahrzurückgelegt hat und
3) in bem Grund⸗, Haͤuſer⸗ und Gewerbſteuer⸗

Kataſter wenigſtens mit einem Capital von

10,000 Gulden eingetragen ift , oder eine

jaͤhrlichelebenslängliche Rente von wenigſtens
1500 Gulden von einem Stamm⸗oder Lehn⸗

guts⸗Beſitze, oder cine fire ſtaͤndige Beſol-⸗
4

dung oder Kirchenpfründe von gleichem Be⸗

ttrag als Staats⸗ oder Kirchendiener bezieht ,
auch in dieſen beyden letztern Faͤllen wenig⸗

ſtens irgend eine direkte SAA aus Eigen⸗
E uni ahl. .



Beamte , Pfarrer , Phyſici und andere geiſtliche

oder weltliche Localdiener koͤnnen als Abgeordnete

nicht von den Wahlbezirken gewaͤhlt werden, aoi
ihr Amtsbezirk gehört.

1 8. 38 . Die Abgeordnete der Staͤdte und Dieiis wer⸗

den auf Acht Jahre ernannt und ſo , daß die Kam⸗

mer alle zwey Jahre zu einem Viertel erneuert

wird .

F
aeea

$
m

: j

nP aasa

;
3 s æ

i
7

|
Verfaſſungs⸗Urkunde⸗ = ag

, Landes⸗ , Standes⸗ und grundherrliche Bezirks⸗

i à

|

39 . Jede neue Wahl eines Abgeordneten , die wegen

Aufloͤſung der Verſammlung oder wegen des regel⸗

maͤßigen Austritts eines Mitglieds noͤthig wird ,

zieht eine neue Wahl der Wahlmaͤnner nach ſich .

§. 406 . Jeder Austretende iſt wiederwählbar.
§. 41 . Jede Kammer erkennt uͤber die ſtreitigen Wah⸗

fen der ihr angehoͤrigen Milglieder .

§ 4 Der Großherzog ruft die Staͤnde zuſammen ,

7 fie und a5 fie auflöſen.

8. 43 . Die Aufloſung= Staͤnde bewirkt , daß alle

S durch Wahl ernannte Mitglieder der erſten und

zweyten Kammer, die Abgeordnete der Grund⸗
: herren , der Univerſitäten und derStädteund Uem

|

ter ihre Eigenſchaft verlieren .
er

; =

l §. hi Erfolgt die Aufloſung, ehe der Gegenſtand der

| Berathung erſchöpft iſt , ſo muß laͤngſtens inner⸗
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halb drey Monaten zu einer neuen Wahl Aheitzen
werden .

§. 45 . Der Großherzog ernenntfür jeden Landtag nPräſidenten der erſten Kammer ; die zweyte Kam⸗

mer waͤhlt fuͤr die PraͤſidentenStelle drey Candi⸗
daten , wovon der Großherzog får die Dauer u a

i Verſammlung Einen beſtaͤtigt .
A

$. : Alle zwey Jahre muf eine Stånbeverfammlung
ſtatt finden ;

ïX

47 . Die Mitglieder beyder Kammern koͤnnen ihr

Stimmrecht nicht als in Perſon aus
iben , : e

§. 48 . Die Ståndeglieder find berufen , dber die Gez

genſtaͤnde ihrer Berathungen nach eigener Ueber⸗
zeugung abzuſtimmen. Sie duͤrfen von ihren Com⸗

mittenten keine Inſtructionen annehmen. `

$ 49 . Kein Staͤndeglied kann waͤhrend der Dauer

der Verſammlung, ohne ausdruckliche Erlaubniß
der Kammer , wozu es gehört, verhaftet werden ;

den Fall der Ergreifung auf friſcher That bey be⸗

gangenen beinlichen Verbrechen ausgenommen. |7

- § . 5o . Die Stånde fönnen fih nur mit den nadh gee -

RS
genwärtigemGrundgeſetz zu ihrer Berathung geeig⸗

neten oder vom Großherzog beſonders an ſie ge⸗ |
Kheehen⸗Gegenftânben a

|



Verfaſſungs⸗ Urtunde; 13

§. 51 . Es beſteht ein ſtaͤndiſcher Ausſchuß aus dem

Praͤſidenten der letzten Sitzung und drey andern

Mitgliedern der ften und : feh Mitgliedern der

2ten Sammet; deffen Wirkſamkeit auf den nament⸗

llich in dieſer Urkunde ausgedruckten Fall oder auf

die von dem letzten Landtagmit Genehmigung des

Großherzogs an ihn geriefengp eaeoe be⸗

ſchraͤnkt ift.
Diefer Ausſchuß wird vor an Schluſſe des

Landtags, auch bey jeder Vertagung deſſelben, in

beiden Kammern durch relative Stimmenmehr⸗

heit gewaͤhlt . Jede Aufloͤſung des Landtags zieht

auch die Aufloͤſung des „ wenn gleich ſchon gewaͤhl⸗
;

ten, Ausſchuſſes nad fih.
z !

9. 52 . Die Kammern koͤnnen fid weder eigenmådhtiĝ :

verſammeln , noch nach⸗ erfolgter Auflöſungoder
Vertagung beyſammen bleiben und berathſchlagen.

D

Ž

l
j a `

w A IV. KRIDA A
ye o

oo

Birtfamteit ber Stände⸗
Fo e 53. Ohne Zuſtimmungder Stäͤndekann uu Auf⸗

looo oy ausgeſchrieben und erhoben, werden . j

| Š > Dhe Das Auflagen⸗ Geſet wird vinder Regel für -

i zwey Jahre
groeten, ii Auflagen ——



9. 50.
das StaatsBudget und eine detaillirte Ueberſicht

uͤber die Verwendung der verwilligten Gelder von

Verfaſſungs⸗Urkunde .

mit denen auf längere Zeit abgeſchloſſene Ber -

traäͤge in unmittelbarer Verbindung ſtehen , koͤnnen

vor Ablauf des betreffenden Contractes nicht ab⸗

geaͤndert werden .

Mit dem Entwurf des E Geht wird

Eden fruͤhern Etats Jahren uͤbergeben .
Cè darf darin kein Poſten fuͤr geheime Ausgaben
vorkommen , wofuͤrnicht eine ſchriftliche, von einem

Mitglied des StaatsMiniſteriums contraſignirte,
Verſicherung des Großherzogs beygebracht wird,
daß die Summe zum wahren Beſten des Landes
verwendet worden fey , oder verwendet werden ſolle.

A 56. Die Stånde köͤnnen die Bewilligung der Steuern
2 nicht an Bedingungen knuͤpfen.

85 Ohne Zuſtimmung der Stände kann kein An⸗

lehn guͤltig gemacht werden. Ausgenommen ſind

die Anlehen , wodurch etatsmaͤßige Einnahmen zu

etatsmaͤßigen Ausgaben nur anticipirt werden , ſo

wie die Geldaufnahmen der Amortiſationskaſſe e , zu

denen ſie , vermoͤge ihres ees
er⸗

wächtigt iſt .

Fuͤr Faͤlle eines außerordentlichen unvorherge⸗
fehenen dringendenStaatsbedurfniſſes, deſſen Be⸗

trag mit den Koſten einer außerordentlichen
Ver⸗

—



Verfaſſungs⸗ urtunde . 15

ſammlung der Staͤnde nicht im Berhältniß ſteht
und wozu das Credit Votum der Staͤnde nicht reicht ,

iſt die Zuſtimmung der Mehrheit des Ausſchuſſes

hinreichend , eine Geld Aufnahme gültig zu machen .

Dem naͤchſten Landtag werden die gepflogenen Ver⸗

handlungenvorgelegt .
s. 58. Cs darf keine Domaine obne pifiaimlinh der

Staͤnde veräuſſekt werden . Ausgenommen ſind die

zu Schuldentilgungen bereits beſchloſſenen Veraͤu⸗

ſerungen , Abloſungen von Lehen , Erbbeſtänden,
Gülten, Zinnſen, Frohndienſten , Verkaͤufe von

zentbehrlichen Gebäuden, von Guͤtern und Gefällen,
die in benachbarten Staaten gelegen ſind , und

alle Veräußerungen, die aus Staatswirthſchaft⸗
lichen Pareden zur Befoͤrderung der Landes⸗

Cultur oder zur Aufhebung einer nachtheiligen
eigenen Verwaltung geſchehen. Der Erloͤs muß

aber zu neuen Erwerbungen verwendet oder der

e Schuldentilgungs⸗ Caffe zur Wazinſans ihergi-
ben werden .

Ausgenommenſind did Taͤuſche und Berini
rungen zum Zweck der Beendigung eines , uͤber

Eigenthums⸗= oder Dienſtbarkeits⸗ Verhaͤltniſſe an⸗
haͤngigen , Rechtsſtreits; ferner die Wiederberge⸗
bung heimgefallener Thron⸗ Ritter⸗ und Kam⸗
merlehn während der Zeit der Regierung des Res

; E ; dem fiè By heimgefallen ſind .
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` 16 Verfaſſungs⸗Urkunde .

Da durch dieſen und den §. 57 . der Zweck der

pragmatiſchen Sanction uͤher Staats ſchulden und

Staatsveraͤuſſerungen vom kten October 1806 und

vom 1gten November 1808 vollſtaͤndig erreicht iſt ,

ſo hoͤrt die Verbindlichkeit derſelben mit dem Tage

auf , wo die Landſtaͤndiſche Verfaßfſung in Wirkſam⸗
keit getreten ſeyn wird .

59 Ohngeachtet die Domainen nach allgemein an⸗

erkannten Grundſaͤtzen des Staats⸗ und Fürſten⸗
rechts unſtreitigesPatrimonialéigenthum des Ne-

genten und feiner Familie find , und Wit ſie auch
in

dieſer Eigenſchaft , vermoͤge obhabender Pflich⸗

ten als Haupt der Familie , hiermit ausdrücklich
beſtaͤtigen , ſo wollen Wir dennoch den Ertrag

derſelben, außer Der darauf radicitten Eivilliſt
und auſſer andern darauf haftendenLaſten, ſolang
als Wir Uns nicht durch Herſtellung det Finanzen

$ :

i
in dem Stand befinden werden , unete Untertha⸗
nen nach Unſerm innigſten Wunſche zu erleich⸗

D oi en , = der ans der Kwe
belaſſen. e aan

a 5

Die Civillite Tm opne alem der

Eunnd nicht erhöhet und, ohne Bewilligung Des

Großherzogs, niemals gemindert werden .

È 60. Beter die Finanzen betreffende Geſetzes⸗+ Gnt -

a wurf ocht necit, an die zweiteSonner und kann
a SR D nur

t



Verfaſſungs⸗ Urkunde 17

nur dann , wenn er von dieſer angenommen wor⸗

| den, vor die erſte Kammer zur Abſtimmung uͤber

N Annahme oder Nicht⸗ Ungahme im
3”

anapa ohne

| alle Abänderunggebracht werden : l

| i F Tritt die Mehrheit der erſten Kammer dem Be⸗

|
|

i ſchluß der zweiten nicht bey ſo werden, die beja⸗

penden, und verneinendenStimmen beyderKam⸗

mern zuſammen gezäͤhlt und nach ber ab ſoluten

Mehrheit ſaͤmmtlicher Stimmen der Stände⸗
gezogen . E e

‘eGi Die alten ma nicht unia Abgben dürfen
ti

zevoch arienider Wawilignneeit gi GechsMo⸗

ĝi “ yii

fommi aufortòfet witt fbear ik ai
u Stande kommt , oder wenn ſh,die fnidnF gonta , verzoͤgern. E a

.65 Bey Rüſtungen, zzu deinem ui oar
der Dauer eines Kriegs kann der Großherzog , zur

ſchleunigen und wirkſamen⸗ „Erfüllung ſeiner Bun⸗

despflichten , auch vor eingeholter Zuſtimmung

sagh Der, Staͤnde, gultige Staatsanlehnmachen oder
Kriegsſteuern ausſchreiben . Fuͤr dieſen Fall wird

den Staͤnden eine naͤhere Einſicht und Mitwirkung

otea inder Verwaltung
i

in der Art eingeråymty v ;ai ,T

1 ) Daß der alsdann zuſammenzu berufende Aus⸗

ſchuß zwey Mitglieder ane oiec Minifterie nder

kandlt Verfaſſ . B

S X 3 A
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a

s
ginang und des Kriegs und einen Comniſfsie

⁰ zur Kriegs⸗Caſſe abordnen darf , um dakauf zu

Co waden daß die zu Kriegszwecken erhobetlen Gel⸗

der auch wirklich und ausſchleßlic zu dieſem Swecke
i

verwendet werden, und daß berſelbe⸗ 159

3r

e 3 zu der jeweils , wegen Ktiegspräſtationtnlaller
Art aufzuſtellenden Ktiehs⸗Ebmmiſſionl . eben ſo

viele Witglieder abzugeben hat, "als der Gtoßher⸗
zog K ohne ben Borſtand zu rechnen zut Leitung

des Marſch⸗ Verpflegungs⸗ und Liefetungs“ We⸗

ernennt . Auch ſoll der walusſthuß Has Rehe

haben , zu gleichem Zweck ? einer jeden (Provin⸗
aus

om:o der in dem
praning.

§. 64. Kein Geſetz , das A er⸗

duegönzt,,erläutött oder abaͤndort ndarf ohne Zuſtim⸗

H mung einer Mehrheit vòn Stel der anweſenden
Zunt Ständehlisdet eider:Pn beyden ge⸗

ngeben : Cwerbdndini GUN. KRUTOG

8 65. “gu ‘attek oak die Ftehheit Saa o oder

das Eigenthum der Staatsangehörizen betreffenden

ülgeiteinen neuen Landesgeſetzen oder zur Abäͤnde⸗
rung der Sauthentiſchen Erklaͤtüng der ! befte `

—
henden , ift die Zuſtimmung ' der abſoluten Mehr⸗

RIS tya einer jeve der beiden Kammern e TONNj S A { fi: iais ?

P MERT OOOI T Aa g
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§, 66. Der Großherzogbeſtktigt und piomulgirt die
Geſetze, erlaͤßt die zu deren Vollzug und Handha⸗

bung erforderlichen—-
pie gus, dem Aufſfichts und

Verwaltüngs⸗⸗Recht ,abfließhenden, und alle fuͤr
die Sicherheit des Stagte, nochfgen Verfügupgen,

Akaa SS
i Reglements und⸗allgemeinenVerordnungent , Er

n erlößt, auch ſolche, ihren gtp, nach, zwar , zur
fißhiſchen, Berathunggeeigngete , aber duych, das

Staafswohl dringend gehptene Verordnungen, de⸗
ren voruͤbergehender Zweck durch jede Velzägerung

EERE wirde, 2ta Si YY,DOIE yda gassa opinn
i

OE i ngas ers

bT Bien Atah , habenas : Recht 7 Werſtl⸗
alung/gund⸗ Beſchwerde ; Verordnungen, ſuworinnen
Beſtimmungen eingefloſſen, wodurch⸗ fieh Zu⸗
ſtimmungsrecht fuͤr gekraͤnkt erachten , ſollen auf

ihre erhobene gegruͤndeteBeſchwerde fogtai aufer
Wirkſamkeitgeſetzt⸗werden. Sie können den

orHeriog unter „Angabe, der Grinde um ten, 2oſchlag eieinesGeſehes bitten, ‘Gie habendas r a
Mißbräuche in der Verwaltung, die zu ihrer

Kenntniß⸗ gelangen pi Daer Regierung anzuzelgen⸗
Sie , haben⸗das Recht Miniſter und die⸗Witglie⸗

der der oberſten Stagts behörden wegen⸗ Verlegung
der Safiſins ober kar perfaſſungs mößiger

Cin seagi, Ge⸗NIRE

Sa



Ja

20: Verfaffungs Urkunde .

dung , dieurtheilende Soen no, die Procdur
beſtimmen .

i

Beſchwerden einzelnet Staatsbürget über Kraͤn⸗

| i in ihren verfaſſungs maͤßigen Gerechtſamen
können von den Kammern nicht anders als ſchrift⸗

lich und nur dann angenommen werden y wenn

der Beſchwerdeführer nachweißt , daß er ſich ver⸗

gebens an die geeigneten Landesſtellen und zuletzt

an das Staats⸗Wähkün um
i Keyif: groei

det hat. E

Keine Vorſtellung , Beſchwerde ader Anklage
fann an den Großherzog gebrachtwerden , ohne

Zuſtimmung der Ao
einer jeden der n

Sammen , i

ANUE Aa KT URGA on

sa p
č — f: —h t V . í i 4

Eroffnungd der
r

Ständiſchen Sitzungen,
FSormen der a a :

5: 68 Sow Landtag wibiin aai fuͤr dieſen gr ver⸗

einigten Kammern, vom Großherzog in Perſon ,

oder von einem von Ihm ernannten" Eonmiſſr
raiet und geſchloſſen

KETT

È ka Sämmtliche neu eintretende Mitglieder ſchwö⸗
ren bey nna, des Landtahs folgenden

Gid:

3 y =
> So

; 3

EZ:

Şi?
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Ich
ſchwoͤre Treue dem Großherzog , Gehorſam

dem Geſetze , Beobachtung und Aufrechthaltung
der Staatsverfaſſung und in der Staͤndeverſamm⸗
lung nur des ganzen Landes allgemeinesWohl
und Beſtes ohne Ruͤckſicht auf beſondere Stäͤnde
oder Claſſen nach meiner innern Ueberzeugung zu

berathen: So wahr mir Gott helfe undſein hei⸗

liges Evongelinm , IEA nord

§. 70. Kein Landeshertlicher Autrag a jut Dis -

cuſſion und Abſtimmung gebracht werden , bevor

er nicht in beſondern Commiſſionen erortert und dar⸗

uͤber Vortrag erſtattet worden iſt .

a JE Die Landeshetrlichen Eommiſſarien treten- zur

vorläufigen Eroͤrterung der Entwürfe mit. findi -

ſchen Eommiſſarien zuſemmen , fo oft es von der

einen oder andern G ite für nothwendig krachtet
wird. Keine weſentliche Abänderung in einem Ges /

ſetz⸗„Ertwurfkann getroffen. werden, tie nicht mit

den Landesherrtichen Commiffatien
iin einem ſolchen

gemeinfópafttidyen Zuſammentritt eroͤrtert
worden iſt .

§ . 72 . Die Kammern köͤnnen einen zum Vortrag ge⸗

brachten Entwurf nochmaks an die Commiſſ.ionen

ani zurdckmeiſen.
A 75. Ein von der einen

r

Kommer an YkeAubere ge-
Es

brachter Geſehes⸗= Entwurf odet Vorſchlag irgend
einer Art , ann , wenn et nicht Piana Gegen⸗
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mafii Deo hetviffi D mifi Verbeſſerungs⸗ Vorſchlaͤgen,

i ii die in einer Commiſſion nach §. Ju .eroͤrtert worden,
moj echie andere Kammer zurüͤckgegeben werden .

iya? Jeder gültigeBeſchlußeiner Kammer erfordert ,
sdri Sod nigeakebrheti e eine Autsnahtie feſtgeſeht wor⸗

u5

gsja Verfaminlung . Bey gleicher Stimmenzahl giebt
die Stimme des Präſidenten die Entſcheidung. Tritt

der Fati ein daß in Finanzſachen die Stimmen

beyder Kammernn zuſammen gezaͤhlt werdenmuͤſſen,
gfo entſcheidet bey Stimmengleichheit,Die Stimme des

Praͤſidenten der zweyten Kammer R
sgg

„ Man ſtimmt qb mit, lauter, timme n den
T Ar Worten; a è

oi Si Gingerftanden 1. ober$ ! Nur

bey. der Wapi der Candidaten für die Pröfdenten⸗
Ple der iog , eani a derKusfihufjolieber

nofe HA7g

sW f

ši jae
ative SU awS
bung. sb AT ty 4 pa Poreji Cii STROH

y

T „Bur güͤltigen ea e aa,hber bieAbän⸗
PD

ʻivana Fartogluna, wird in,heven Kämmein
pe, aae 3von 4, der Miglio fordert,

f
dit g

nS ES . abſolite Stimmenmiehtheitbey vollzähliger
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Die beyden Kammern können weder im Ganzen
noch durchCommiſſionenzuſammentretenz3 ſie beſchraͤn⸗

ken ſich in ihrem Verhaͤltnißzu , einander auf die<

ankins Miseler ihrer Beſchlüſſ o-
Sie ſtehen nur mit dem Großherzoglichen Staats⸗

y NEEN in unmittelbarer Geſchäfts berlhrung;
ſie koͤnnen keine Verfügungen treffenoder Bekannt⸗

maigin irgend
einet Urt erlaſſen. Serie

Debutätionen dürfenfie.nut, jive befonders, nach
eingeholler Eilaubniß, an p „Stophenog

ab⸗

ordnen .

y a . Die Miniſter urh,Miglicher es, tagteNini
GHD ſteriums und GtoßherzoglichenEommiſſarien haben

jederzeit bey öffentlicher und geheimer Sitzung Zu⸗

„ac teitt in ieber Kammer, und müſſen ben alen Diss

ia cuffionen, gebörtwerden, wenn ſie es verlangen.
Nur bey der Abſtimmung treten ſie aby Wenn fie

nicht Mitglieder; der Kammer ſind . Rah ihrgm
E Abtritt dürfen die Discuffionen,nicht wieder

nommen werden. En WeilinnBrn
s Ge 4I T

g!

wanpa Nit Se Landeshertlichen und den

Mithlicdetn der fabien Gommiffolken⸗wird ge⸗

atiet geſchricbenéReden abzuleſen Aallen ibri-
2a ih

Én omitgticoeth kae blos mündlicheVuittäge ge⸗
Pla EA P E

E R
RR o AGE WMO NORmIT09 3
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§ . 78 . Die Sitzünlgen beyder Kammern ſiud öffentlich.
al Sie werden geheimauf das Begehren der Regie⸗

rungs⸗ Commiſſarien bey Eröffnungen, für welche
:

— fie dié Geheimhaltung noͤthig Crachten , und auf

iih das Begehren von drey Mitgliedern , denen nach

l
pan dem Abtritt der Zuhoͤrer aber wenigſtens + der

saro Mitglieder über die oa Der Gpe
Berathung beytreten muß .

$ 79 ; „Die Reihenfolge, e die Abgeordneten
S oer Gtundherren und der Staͤdte und Aemter aus

a der Verſammlung austreten „ wird auf demerſten

s Landtagefür die einzelnenWahlbezirke ein für allemal

durch das Cogs beſtimmt. Die Haͤlfte der Grund⸗

330⁰
hertlichen Abgeordneten triti im Bahr 1823 aus ,

und dänn ailé vier Jahre wieder die Halfte. Im

Too
ac

Jaͤhr 1821 Klitk Eder Abgeordneten der Staͤdte
Sru ae inite und vannalle üwey K wieder

‘i ]
$ ois. ` NSIS l IN - TIN N

NoBo. Bo ih erſten aanbling zerkelüt iber
zS älle , wegen Gllelgkeit oe Wahlen entſtehenden,

Streitigkeitendie Landesherrliche Central-Commiſ⸗
ſion , die mit Der: erſtenVollziehungdes Conſti⸗

tutions-Geſetes beauftragt werden
A 81. Die Beit der Eröffnung des Erſten Landtags
Š wird auf den Erſten Februgr 1819 feftgejegt .
a 82. Der zur Zeit der Gròffnung des erſten Land⸗

tags , wodieConſtitution in Wirkſamkeit tritt ,
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beſtehende Zuſtand in allen Zweigen ye Verwal⸗

tung und Geſetzgebung dauert fort , bis die erſte

Verabſchiedung mit dem Landtage in den Gegen⸗

ftånden die ſich dazu aN ſeyn

wird .

Insbeſondere wird das erſte Budget bis zur

Vereinbarung mit den peoviforiih
in

Vollzug geſetzt .
s. 83: Gegenwaͤrtige Verfaſſung Wird unter die

`

Go-
rantie des deutſchen Bundes geſtellt .

Gegeben unter Unſerer eigenhaͤndigen Unterſchrift
und dem beygedruckten groͤßern Staats⸗Siegel . Gries⸗

bach den 22, pogut 1818.
EER

adu &. x Wielandt.tioa

e Car yra s<e

< 5.z

zf Befehi Seiner Sniglija
i Hoheit. 3

g ea ;
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